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Aufenthaltsrecht: 
Vereinfachtes Visumverfahren für Opfer der Erdbeben-Katastrophe in der Türkei, 
Verpflichtungserklärung (§ 68 AufenthG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Sie der Berichterstattung in den Medien entnehmen können, hat das Auswärtige Amt in Abstim-
mung mit dem Bundesministerium des Innern und für Heimat ein vereinfachtes Visumverfahren für 
von der Erdbeben-Katastrophe in der Türkei und Syrien betroffene türkische Erdbebenopfer mit 
Verwandten in Deutschland entwickelt. 

Da sich jederzeit Änderungen im Verfahren ergeben können, bitte ich Sie, den jeweils aktuellen 
Stand der Homepage des Auswärtiges Amtes zu entnehmen (https://www.auswaertiges-
amt.de/de/aussenpolitik/krisenpraevention/humanitaere-hilfe/erdbeben-tuerkei-syrien-faq/2581294). 

Die Erteilung eines – ggf. auf Deutschland beschränkten – Schengen-Visums setzt u.a. die Vorlage 
einer Verpflichtungserklärung (§ 68 AufenthG) durch ein in Deutschland lebendes Familienmitglied 
ersten oder zweiten Grades (Eltern, Kinder, Großeltern, Enkelkinder, Geschwister) voraus, das die 
deutsche Staatsangehörigkeit oder einen dauerhaften Aufenthaltstitel besitzt. 

Hierzu gebe ich folgende Hinweise: 

· Die Verpflichtungserklärung kann nur von dem eingangs beschriebenen Kreis von Verwandten 
abgegeben werden und bezieht sich auf Wohnung, Lebensunterhalt und Krankheitskosten. 
Hinsichtlich der Krankheitskosten klärt der Bund, inwieweit hier Erleichterungen geschaffen 
werden können, weil eine Reisekrankenversicherung im Regelfall nicht die medizinische Ver-
sorgung bei Verletzten abdeckt. 
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· Angesichts des Ausmaßes der Erdbeben-Katastrophe und der damit gebotenen unmittelbaren 
Nothilfe sind an die Bonität der Verpflichtungsgeber keine strengen Anforderungen zu stellen, 
zumal die Versorgung im Regelfall im Rahmen familiärer Hilfe erfolgen dürfte. 
 
Soweit bei der Prüfung der Einkommensverhältnisse auf „verwertbares“ Einkommen oberhalb 

der sog. Pfändungsfreigrenzen (§ 850c ZPO) abgestellt wird, ist es wie bisher ausreichend, 
wenn dies überhaupt vorhanden ist (siehe TOP 11.3 der Dienstbesprechung MI / ABH vom 
25.08./03.09.2009). 
 

· Das Auswärtige Amt prüft derzeit, ob die Verpflichtungserklärungen direkt an ein zentrales 
Postfach elektronisch versandt werden können. Bis dahin sollen die Verpflichtungserklärungen 
den hier lebenden Verwandten ausgehändigt werden, damit diese sie ihren Verwandten in der 
Türkei zuleiten können. 

Soweit sich für die ausländerbehördliche Praxis relevante Änderungen ergeben sollten, werde ich 
Sie unmittelbar informieren. 

Es ist auch damit zu rechnen, dass in Deutschland lebende türkische Staatsangehörige jetzt ver-
mehrt in die Türkei reisen werden, um sich vor Ort um Ihre Angehörigen zu kümmern. Soweit die 
Gültigkeitsdauer von befristeten Aufenthaltstiteln oder Fiktionsbescheinigungen nach § 81 Auf-
enthG abgelaufen ist oder abzulaufen droht, bitte ich dem Wunsch nach einer Verlängerung der 
Fiktionsbescheinigung möglichst zu entsprechen. 

Angesichts der zahlreichen aktuellen Herausforderungen danke ich Ihnen für Ihre Kooperation an 
dieser Stelle sehr herzlich. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 

 

Benjamin Goltsche 
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Ibendahl, Werner (MI)

Von:

Gesendet:

An:

Betreff:

Ibendahl, Werner (MI)

Montag, 20. Februar 2023 17:45

Ausländerbehörden in Niedersachsen
Aufenthaltsrecht: Vereinfachtes Visumverfahren für Opfer der Erdbeben-

Katastrophe in der Türkei, Verpflichtungserklärung (§ 68 AufenthG)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

im Nachgang zu meinem Schreiben vom 15.02.2023 in dieser Sache übersende ich beiliegendes 
Schreiben des BMI vom 17.02.2023 mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Auf Nummer 3 (Kosten medizinischer Behandlung) und Nummer 5 (Anforderungen an den 
Aufenthaltsstatus der einladenden Person) weise ich besonders hin. Zu Nummer 9 (Globalzustimmung für 
Familiennachzugsfälle) stehe ich noch in Kontakt mit dem BMI. 

Gruß, Werner Ibendahl 
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